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§ 1 Einleitung

I. Einführung eines allgemeinen Mindestlohns

Das Gesetz zur Stärkung der Tarifautonomie vom 11. 8.2014 (BGBl. I S. 1348) 
brachte für das deutsche Arbeitsrecht nicht weniger als einen Paradigmenwechsel 
mit sich.1 Einen Paradigmenwechsel, den außer Deutschland bis dato allerdings nur 
sechs andere Mitgliedstaaten der Europäischen Union noch nicht vollzogen hatten:2

Dessen Artikel 1 führte bundesweit mit Wirkung zum 1.1.2015 zum ersten Mal 
überhaupt einen allgemeinen und branchenübergreifenden gesetzlichen Mindest
lohn ein. Dieses Mindestlohngesetz markiert den Endpunkt der politisch, ökono
misch und juristisch umstrittensten arbeitsrechtlichen Debatte der jüngeren Zeit.3 So 
war das Gesetzgebungsvorhaben erheblichen ökonomischen Bedenken ausgesetzt: 
Die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände befürchtete etwa, dass 
die Höhe des Mindestlohns von anfänglich EUR 8,50 den deutschen Arbeitsmarkt 
bis zu 1,2 Millionen Arbeitsplätze kosten könnte.4 Die Sorge gründete auf der Er
wägung, dass ein Mindestlohn zu einer Verteuerung der Lohnkosten führt, die Ar
beitgeber entweder zu Rationalisierungsmaßnahmen zwingt oder aber eine Verla
gerung der Arbeitsplätze ins Ausland bewirkt.5 Bewahrheitet haben sich diese 
Sorgen vor einem dramatischen Anstieg der Arbeitslosenzahlen nicht. Negative 
Beschäftigungseffekte waren allenfalls im Bereich geringfügiger Beschäftigung 
und auch dort nur in einem relativ moderaten Umfang erkennbar.6

1. Umgang mit verschiedenen Vergütungsbestandteilen

Diskutiert wurde daneben insbesondere auch, ob und wie Arbeitgeber über die 
Anpassung ihrer Vergütungssysteme auf die Einführung eines gesetzlichen Min

1 So die Bewertung bei: Viethen, NZA-Beilage 2014, 143; Bayreuther, NZA 2014, 865; 
Maschmann, NZA 2014, 929.

2 Vgl. Schulten, WSI 2014, S. 132 (133).
3 Staudinger/Richardi/Fischinger, in: Staudinger, BGB §§ 611–613, § 611a, Rn. 1394.
4 Astheimer, 8,50 Euro pro Stunde spalten die Ökonomen, Frankfurter Allgemeine Zeitung 

v. 23. 2. 2010 abrufbar unter: https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/wirtschaftspolitik/mindest 
lohn-8-50-euro-je-stunde-spalten-die-oekonomen-1936269.html (zuletzt abgerufen am: 12. 12. 
2022); vgl. auch: Bossler, in: Arnold/Fischinger, Mindestlohn, S. 45.

5 Rhein, NZA-Beilage 2009, 91 (92); Giesen, in: Festschrift für Kempen, S. 216 (221); 
Franz, ZFA 2007, 431 (434 f.); Bosch, ZAF 2007, 421 (424 f.).

6 Bossler, in: Arnold/Fischinger, Mindestlohn, S. 50 ff., 64.

https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/wirtschaftspolitik/mindestlohn-8-50-euro-je-stunde-spalten-die-oekonomen-1936269.html
https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/wirtschaftspolitik/mindestlohn-8-50-euro-je-stunde-spalten-die-oekonomen-1936269.html


destlohns reagieren. Denkbar ist nämlich, dass Arbeitgeber nicht das Grundgehalt 
anheben, sondern andere Vergütungsbestandteile – insbesondere Sonderzahlun
gen – abbauen und umlegen, um so die wirtschaftliche Belastung durch das Min
destlohngesetz abzumildern.7 Aber auch diese Effekte lassen sich – neben einem 
statistisch unpräzisen Rückgang – nicht belegen.8

Eng mit letzterer Diskussion verknüpft war und ist der juristische Streit über den 
Umgang des Gesetzes mit unterschiedlichsten Vergütungsbestandteilen im Ar
beitsverhältnis. Der Hauptkritikpunkt ist insoweit, dass das Gesetz nicht regelt, 
woraus der Mindestlohn überhaupt besteht und lediglich eine Mindesthöhe vorgibt. 
Darauf wiesen verschiedene Stellen bereits während des Gesetzgebungsverfahrens 
hin.9 Es führt aber erkennbar zu Rechtsunsicherheit, wenn der Umgang mit Zulagen 
und Zuschlägen, Sonderzahlungen und -vergütungen oder sonstigen Leistungen 
nicht geregelt ist.10 Schließlich ist es konzeptionell sowohl denkbar als auch 
grundverschieden, ob sämtliche Arbeitgeberleistungen den Mindestlohnanspruch 
erfüllen oder zusätzlich zu zahlen sind oder ob ein Mittelweg geregelt ist.11 Allein 
eine gesetzliche Klarstellung unterblieb.

2. Mindestlohn und Wahlkampf

Ungeachtet dieser und weiterer Diskussionsfelder erschien das Mindestlohnge
setz im Zuge der Bundestagswahl 2021 auch in einem neuen Licht. Nämlich als 
politisches Wahlkampfmittel. Insbesondere das linke Parteienspektrum warb dort 
mit einer außerplanmäßigen Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns um Stimmen. 
Dieses politische Versprechen fand sich sodann auch im Koalitionsvertrag der 
Ampelparteien vom 7. Dezember 2021 wieder:

„Wir werden den gesetzlichen Mindestlohn in einer einmaligen Anpassung auf zwölf Euro 
pro Stunde erhöhen.“12

7 Vgl. zu den Reaktionsmöglichkeiten des Arbeitgebers: Grühn, Mindestlohn, S. 227 ff.
8 Bossler, in: Arnold/Fischinger, Mindestlohn, S. 61 f.
9 Vgl. etwa die schriftliche Stellungnahme der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeit

geberverbände, Ausschussdrucksache 18(11)148 v. 26. 6. 2014, S. 6 (10); ebenso der Zen
tralverband des Deutschen Handwerks, Ausschussdrucksache 18(11)148 v. 26.6. 2014, S. 14 
(16).

10 Staudinger/Richardi/Fischinger, in: Staudinger, BGB §§ 611 –613, § 611a, Rn. 1397.
11 Vgl. nur die unterschiedlichen Auffassungen von Bepler/Hanau, Information für den 

Ausschuss Arbeit und Soziales, Ausschussdrucksache 18(11)148 v. 26. 6.2014, S. 142 (143) 
und Preis, Information für den Ausschuss Arbeit und Soziales, Ausschussdrucksache 18(11) 
148 v. 26. 6. 2014, S. 76 (80). Auch der Vorschlag des Bundesrates für ein Mindestlohngesetz, 
dessen Begründung insoweit ausdrückliche Klarstellungen enthält: BR-Drs. 17/12857, S. 9.

12 Koalitionsvertrag „Mehr Fortschritt wagen“ v. 7. Dezember 2021, S. 55, abrufbar unter: 
https://www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Koalitionsvertrag/Koalitionsvertrag_2021-2025.pdf
(zuletzt abgerufen am: 12.12. 2022).
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Dieses lösten die Koalitionäre bereits innerhalb des ersten Regierungsjahres zum 
1. Oktober 2022 ein. Gesetzliche Grundlage dafür ist Artikel 1 Nr. 1 des Gesetzes 
zur Erhöhung des Schutzes durch den gesetzlichen Mindestlohn und zu Änderungen 
im Bereich der geringfügigen Beschäftigung vom 28. Juni 2022.13 Begründung für 
die einmalige Anpassung war auch, dass der gesetzliche Mindestlohn infolge von 
steigenden Lebenshaltungs- und insbesondere Wohnkosten zunehmend ungeeignet 
sei, auf Basis einer Vollzeittätigkeit einen angemessenen Lebensunterhalt zu si
chern.14 Diese Gesetzesbegründung vom 13. April 2022 hat sich bis zum Inkraft
treten der Mindestlohnerhöhung fortwährend bestätigt. Hohe Inflationsraten und 
drastisch gestiegene Energiepreise waren nämlich in den Folgemonaten die be
stimmenden Tagesthemen und belasteten weite Teile der Bevölkerung erheblich. 
Das gilt insbesondere für die 15,8 % der deutschen Bevölkerung – rund 13 Millio
nen Menschen –, die bereits 2021 weniger als 60% des mittleren Einkommens zur 
Verfügung hatten und damit als armutsgefährdet gelten.15 Von der Erhöhung des 
Mindestlohns zum 1. Oktober 2022 profitierten nach den Berechnungen des 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts der Hans-Böckler Stiftung 
6,64 Millionen Beschäftigte in Deutschland, deren Stundenlohn bis dato weniger als 
EUR 12,00 brutto betrug.16 Eine dringend notwendige Entlastung angesichts der 
gesamtwirtschaftlichen Lage. Eine weitere Erhöhung erfolgte zum 1. Januar 2024 
auf EUR 12,41 brutto und zum 1. Januar 2025 auf EUR 12,82 brutto durch die 
vierte Mindestlohnanpassungsverordnung.17

Die Entlastung des einen ist hier aber zugleich die Belastung des anderen. Ar
beitgeber sehen sich zum gleichen Zeitpunkt mit zahlreichen Herausforderungen 
konfrontiert: Die anhaltenden Auswirkungen der Corona-Pandemie, Lieferketten
störungen und wiederum die hohe Inflation und die rasant gestiegenen Energie
preise benennen nur die prominentesten Herausforderungen. Insbesondere durch die 
hohen Energiepreise sieht Bundeswirtschaftsminister Robert Habeck gar die Zu
kunftsfähigkeit der Wirtschaft gefährdet und befürchtet Dauerschäden.18 Die Erhö
hung des Mindestlohns traf somit auf eine wirtschaftlich sehr angespannte Lage.

13 BGBl. I 2022, Nr. 22, S. 969.
14 BT-Drs. 20/1408, S. 17.
15 Statistisches Bundesamt, Pressemitteilung Nr. 327 v. 4. August 2022, abrufbar unter: 

https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2022/08/PD22_327_634.html;jsessio 
nid=6CACE3ED36E5F631CF97DA0C8424E09D.live712 (zuletzt abgerufen am: 12. 12. 
2022).

16 Seils/Pusch, Mindestlohn, S. 5 f.
17 BGBl. I 2023, Nr. 321.
18 Interview von Robert Habeck gegenüber der Deutschen Presse Agentur. Abrufbar unter: 

https://www.spiegel.de/politik/deutschland/energiepreis-krise-robert-habeck-warnt-vor-dauer 
schaeden-fuer-die-deutsche-wirtschaft-a-6fb66411-0963-48fb-a4d4-feb544d14548 (zuletzt ab
gerufen am: 12. 12. 2022).
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